
Bundesweit engagieren sich friedensbewegteStudierende, Lehrende, Gewerkschafter*in-nen und weitere Aktive für eine wissen-schaftliche Tätigkeit, die zur Verwirklichungeiner zivilen Entwicklung der Gesellschaft,zu Abrüstung und zur allgemeinen Verbesse-rung und Humanisierung der Lebensbedin-gungen beiträgt. Mittlerweile haben sichbundesweit mindestens 14 Hochschulen ver-pflichtet, für zivile und friedliche Zwecke zuwirken.
Dieses Engagement ist auch eine Antwortauf die zunehmende Militarisierung der deut-schen Politik, für die auch die Hochschulenin Dienst genommen werden. Deutschland istder drittgrößte Waffenexporteur der Weltund NRW die größte Rüstungsschmiede. Mitdem finanziellen Druck der Unterfinanzie-rung wurden Hochschulen in den letzten Jah-ren politisch dazu gedrängt, Kooperationenmit Drittmittelgeber*innen auszubauen. InNRW pflegt z. B. die „Gesellschaft der Si-cherheits- und Wehrtechnischen Wirtschaft“,ein Interessenverband der Rüstungsindustrie,auch die Zusammenarbeit mit Hochschulen.Die Fernuni Hagen, die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, die Hochschule Niederrhein, dieRWTH Aachen, die Universität Paderbornetc. sind Mitglieder dieses Netzwerks derRüstungsindustrie.1 Diese Tendenz geht auchmit einer Geheimhaltung von Forschungs-vorhaben einher, womit Kooperation in derWissenschaft und der erforderlichen öffentli-chen Debatte über Forschungsinhalte, -zieleund -folgen Einhalt geboten werden soll. So-wohl die Kriegspolitik, als auch Rüstungsex-porte oder Rüstungsforschung vertragen sichschlecht mit Aufklärung, Kritik und den arti-kulierten Ansprüchen an einer zivilen undhumanen Entwicklung aller.

An diesen Ansprüchen ist auch die unterneh-merische Hochschule gescheitert: Sie trägt inkeiner Weise zur Lösung der drängenden ge-sellschaftlichen Probleme bei. Daher stehteine Reform des Hochschulgesetzes in NRWauf der Tagesordnung. Zur Disposition ste-hen die von der abgewählten schwarz-gelbenLandesregierung verabschiedeten undemo-kratischen Managementstrukturen, die Redu-zierung der Grundmittel der Hochschulen,der Wettbewerbsdruck durch die leistungs-orientierte Mittelvergabe und die Prekarisie-rung der Beschäftigungsverhältnisse.
Die Parteien SPD, Bündnis '90/Die Grünen,Die Linke und die Piratenpartei haben sich –unterschiedlich ausgeprägt – gegen die un-ternehmerische Hochschule, für eine zivileAusrichtung der Wissenschaft und für dieEinführung von Zivilklauseln ausgesprochen(siehe www.zivilklausel.uni-koeln.de). Wirwollen mit Vertreter*innen dieser Parteiendiskutieren, was alle unternehmen können,damit die Hochschulen für die Konversionmilitärischer in zivile Produktion, für Friedenund Abrüstung und für menschenwürdigeLebensverhältnisse forschen und eingreifen,welche Hürden dem entgegenstehen und wiediesen zu begegnen ist.
Die Podiumsdiskussion wird initiiert vomArbeitskreis Zivilklausel der UniversitätKöln, campus:grün, DieLinke.SDS, der Juso-Hochschulgruppe und der Piraten-Hoch-schulgruppe.
__________________1 Infos unter: Rüstungsatlas NRW, http://www.ag-friedensforschung.de/themen/Standorte/nrw-atlas.pdf;Homepage der Gesellschaft der Sicherheits- undWehrtechnischen Wirtschaft in NRW e. V., http://gsw-nrw.de/verein/.

Zum Stand der Aus-
einandersetzung an
der Uni Köln

201 0 haben sich an der
Universität Köln bei ei-
ner Abstimmung ca. 2/3
der betei l igten Studie-
renden für eine Zivi l-
klausel ausgesprochen.
Am 3. Jul i wird um
1 5:00 Uhr in der Se-
natssitzung im Neuen
Senatssaal (Hauptge-
bäude) die Aufnahme
des folgenden Passus'
in die Grundordnung
der Universität disku-
tiert:

„Sie [die Universität]
trägt als zivile Einrich-
tung zu einer friedli-
chen und zivilen Ent-
wicklung der Gesell-
schaft bei, zu Völker-
verständigung und zur
Humanisierung der Le-
bensverhältnisse welt-
weit. Die Universität
sieht sich derAufklä-
rung verpflichtet, sie
fördert ein gesellschaft-
lich verantwortliches
Handeln ihrerMitglie-
der sowie die kritische
Reflexion der politi-
schen, gesellschaftli-
chen und wirtschaft-
lichen Interessen der
Zeit.“

Die Senatssitzungen
sind öffentl ich, al le In-
teressierten können
daran tei lnehmen.

www.zivilklausel.uni-koeln.de

Für zivile Hochschulen!Podiumsdiskussion zu Zivilklauselnund zur Reform des Hochschulgesetzes
Mit Karl Schultheis (SPD), Ruth Seidl (Bündnis '90/Die Grünen),Gunhild Böth (Die Linke) und Oliver Bayer (Piratenpartei)
Dienstag, 4. Juni 2013, 18:00 Uhr in Hörsaal I, WiSo-Gebäude

V
.i
.S
.d
.P
.:
A
K
Z
iv
ilk
la
u
s
e
l
d
e
r
U
n
i
K
ö
ln
,
℅

F
e
lix

v.
M
a
s
s
e
n
b
a
c
h
,
M
a
ri
e
n
s
tr
.
3
d
,
5
0
8
2
5
K
ö
ln




